Ergebnisse aus der AG 1: Grundwasserschutz und WRRL

Von Regine Becker

· Konkretisierungen des guten Zustandes des Grundwassers fehlen bisher (Anm.: die WRRL unterscheidet zwischen gutem mengenmäßigen und gutem chemischem Zustand). 
Der 1. Entwurf für eine Tochterrichtlinie sollte im November 2002 vorgelegt werden, wird aber wahrscheinlich frühestens im Sommer 2003 fertiggestellt.

· Im Zusammenhang mit dieser Tochterrichtlinie ergeben sich 2 grundlegende Einstellungen:
1. Fundamentalistische Philosophie (Stefan Scheuer, EEB): Alles was nicht ins Grundwasser (geogener background) gehört, hat dort nicht zu suchen und darf auch nicht produziert werden.
2. Grenzwertephilosophie: Die bisherige praktische Erfahrung hat gezeigt, dass nur bei konkreten Grenzwerten Handlungen passieren. Das würde heißen, dass die Naturschutzverbände die im Entwurf vorgelegten Grenzwerte kritisch prüfen müssen (z.B. für Nitrat wäre 50 mg/l aus der TVO zu hoch), Auch das Konzept der „Schwellenwerte“ (sogenannte Startpunkte), ab denen im Falle eines Verschlechterungstrendes Maßnahmen erforderlich werden, ist kritisch zu hinterfragen. So darf auf keinen Fall das Verschlechterungsverbot der WRRL unterlaufen werden (z.B. wäre eine Verschlechterung eines Nitratgehaltes von 8 auf 16 mg/l nicht zu akzeptieren, ein Schwellenwert könnte hier aber dazu führen, dass z.B. erst bei 25 mg/l verbindliche Maßnahmen zur Trendumkehr ergriffen werden müssen). 

Zu diskutieren ist weiterhin die notwendige Anzahl von Messstellen pro Grundwasserkörper und das statistische Verfahren zur Auswertung der Messergebnisse. Von entscheidender Bedeutung ist hier auch die Lage der Messstellen (direkt an der Verschmutzungsquelle oder in weiterer Entfernung), da hierdurch sehr unterschiedliche Messergebnisse erzielt werden können.

Problematisch erscheint der Ansatz anderer EU-Mitgliedsstaaten (z.B. Großbritannien) den status quo als den Zustand zu definieren, den es zu erhalten gilt.

Für die erstmalige Beschreibung sollen keinerlei neue Messstellen eingerichtet werden, man wird ausschließlich auf bereits vorhandene Daten zurückgreifen. Dies führt in NRW dazu, dass voraussichtlich in vielen Bereichen kein sachlich richtiges Bild vom Zustand der Grundwasserkörper abgebildet wird. So liegen Daten z.B. zu Unfällen, die eine Grundwasserverschmutzung verursacht haben, nur bei den Kommunen vor und werden vielfach nicht mit einbezogen. Darüber hinaus liegen Daten für ganze Landesteile nur bei z.B. den Gesundheitsbehörden (Daten zu Trinkwasserbrunnen) vor. Auf diese Daten haben die StUÄ keinen Zugriff.

Der Besorgnisgrundsatz bzw. das Vorsorgeprinzip soll nicht aufgegeben werden. 

Hinsichtlich der Altlasten stellt sich die Frage, ob hier das Operieren mit Grenzwerten Sinn macht oder ob ausschließlich auf Einzelfall-bezogene Bewertungen und Lösungen gesetzt werden soll.

Klare Positionen der Naturschutzverbände NRW müssen noch entwickelt werden.

· Bei der Aufnahme der Schutzgebiete ist neben § 62-Biotopen, Naturschutzgebieten und offiziellen VSchRL- und FFH-Schutzgebietsmeldungen auch die FFH-Schattenliste aufzunehmen. Dies ist zwar nach WRRL formal nicht vorgesehen, macht aber für die praktische Umsetzung Sinn, weil dies „im Sinne“ der WRRL ist. Schließlich dürfen national schärfere Gebote gelten als supranational. 

· Das Modellprojekt des Erftverbandes zur Ermittlung der grundwasserabhängigen Landökosysteme erscheint nach einer ersten Prüfung des vorliegenden Projektberichtes sachgerecht und anwendungsbezogen zu sein. Eine weitere Detailprüfung wird noch erfolgen, ggf. an Hand einer Beispielregion. 
Bezüglich der Erfassung der grundwasserabhängigen Biotope scheint das vom Erftverband entwickelte Verfahren (Verschneidung von Biotopkataster, FFH-Daten und Grundwasserflurabständen) sinnvoll zu sein. Hierdurch konnte in einer Beispielregion eine Erfassungsquote von ca. 90% erreicht werden. Dies gilt jedoch nur für NRW, da hier eine recht gute Datenbasis vorhanden ist. In anderen Bundesländern (z.B. Niedersachsen) ist die Erfassungsquote durch dieses Verfahren weitaus geringer. Aber auch in NRW muss sichergestellt werden, dass im Einzelfall noch Nachkartierungen vorgenommen werden können. Das gilt insbesondere auch für den baulichen Innenbereich. Hierbei kann die Beteiligung der Naturschutzverbände und der Unteren Landschaftsbehörde nützlich sein.

